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DieSchweiz, ein sichererHafen fürKriegsverbrecher?
Strafverfahren Macht die Bundesanwaltschaft genug bei der Verfolgung von

Kriegsverbrechern? Zwei neueUrteile des Bundesstrafgerichts zeichnen ein differenziertes Bild.

Die Bundesanwaltschaft (BA) ist
seit 2011 für die Strafverfolgung
von Völkermord, Verbrechen
gegendieMenschlichkeitundvon
Kriegsverbrechenzuständig,und
zwar aufgrund der Umsetzung
desRömerStatutsdes Internatio-
nalen Strafgerichtshofs und der
neuen Strafprozessordnung. An-
klagen beim Bundesstrafgericht
hat die BA trotz Ermittlungen in
über 40Fällen bisher nicht erho-
ben. Dies schürte den Verdacht,
dieBAverfolgeKriegsverbrecher
nicht mit dem nötigen Nach-
druck. Die BA selber wies solche
Vorwürfe stets zurück.

Zwei neue Urteile des Bun-
desstrafgerichts zeigen,wiekom-
pliziert solche Verfahren sind. In

dem gestern publizierten Ent-
scheid geht es um Rifaat al-As-
sad, den Onkel des syrischen
Machthabers Baschar al-Assad.
Gegen den heute 80-Jährigen
hattedieBA2013einStrafverfah-
ren wegen Verdachts auf Kriegs-
verbrechen eröffnet. Es geht
unter anderem um die Rolle
Assads beimMassaker inHama,
das 1982TausendevonZivilisten
das Leben kostete. In einem Re-
kurs ansBundesstrafgerichtwarf
ein Privatkläger im September
2017derBARechtsverweigerung
beziehungsweiseRechtsverzöge-
rung vor. Das Verfahren gegen
Assad sei an einem toten Punkt
angelangt, seit der Privatkläger
2014einvernommenwordensei.

In der Beschwerde wurde ver-
langt,dieBAsei zurEinvernahme
von sieben Zeugen zu verpflich-
ten.Weiter sei eineKonfrontation
zwischen dem Privatkläger und
demBeschuldigten anzusetzen.

DieRichter inBellinzonawie-
sendenRekurs ab.DerBAkönne
keine Untätigkeit vorgeworfen
werden.DieBAhabeverschiede-
ne Untersuchungshandlungen
vorgenommen. Die Bundespoli-
zei klärte demnach im Auftrag
derBAdieAufenthalteAssads in
der Schweiz ab und ermittelte
Zeugen.NebenderEinvernahme
des Privatklägers und des Be-
schuldigten seien zwischen2014
und 2017 mindestens drei Zeu-
gen und eine weitere Auskunfts-

person einvernommen worden.
Die mehr als vierjährige Dauer
desVerfahrenswirdvomGericht
auch mit dem Umstand erklärt,
dassdie einvernommenenPerso-
nen im Ausland lebten und dass
in einem Fall ein Rechtshilfege-
such an Frankreich gestellt wer-
denmusste.

Niederlage imFalldes
algerischenEx-Ministers

Eine Niederlage setzte es für die
BA hingegen im Fall des algeri-
schenEx-Verteidigungsministers
KhaledNezzar ab.Nach fünfjäh-
rigenErmittlungenwolltedieBA
das Verfahren wegen Kriegsver-
brechen im Januar 2017 einstel-
len.DasBundesstrafgerichthiess

laut einemAnfang Juni veröffent-
lichten Urteil Beschwerden
dreier mutmasslicher Opfer von
Folter und willkürlichen Verhaf-
tungengut. Es ging vor allemum
die Frage, wie der Konflikt zwi-
schen dem algerischen Regime
und der Islamischen Heilsfront
(FIS) 1992bis 1994 juristischein-
zustufen ist. Die Richter kamen
zum Schluss, dass die Zusam-
menstösse als bewaffneter Kon-
flikt einzustufen seien.Damit sei
eine Zuständigkeit der Schweiz
für die Strafverfolgung gegeben.
Dem heute 80-jährigen Nezzar,
der von der BA bereits dreimal
einvernommenwordenwar,wird
vorgeworfen, an massiven und
systematischen Folterungen,

Morden und Zwangsverschlep-
pungenbeteiligt gewesenzusein.

DieBundesanwaltschaft kas-
sierte noch eine zweiteRüge: Sie
hätte den Foltervorwurf gegen
Nezzar ohnehin untersuchen
müssen. Denn zum Zeitpunkt
derEreignisse seiendie Schweiz
und Algerien an das Folterüber-
einkommenvon 1984gebunden
gewesen. Die vorgeworfenen
Folterungen seien nicht verjährt
gewesen.

Balz Bruppacher

Hinweis
Entscheide des Bundesstrafge-
richts BB.2017.173 und BB.2017.9-11
vom 30. Mai 2018.

MehrFrauen in Spitzenjobs
Geschlechterrichtwert Nach einer emotionalenDebatte hat sich derNationalrat hauchdünn für eine Frauenquote
in Führungsetagen grosser Unternehmen ausgesprochen. Diesemüssen allerdings keine Sanktionen fürchten.

Doris Kleck

KaumwardasErgebnis bekannt,
stürmte die Genfer SVP-Natio-
nalrätin Céline Amaudruz in
Richtung ihrer Parteikollegin
Alice Glauser. Magdalena Mar-
tullo-Blocher tat ebenfalls ein
paar Worte des Unmutes kund.
Und Nationalratspräsident Do-
miniquedeBumanfühlte sichbe-
müssigt, dieFraktionenaufzuru-
fen, ihreRechnungenausserhalb
des Ratssaals zu begleichen.

Waswar geschehen?DerNa-
tionalrat hattemit 95 zu94Stim-
menGeschlechterrichtwertenzu-
gestimmt.DerAnteil vonFrauen
soll in den Verwaltungsräten auf
30Prozent steigen, inGeschäfts-
leitungenauf20Prozent.DieRe-
gel gilt für Unternehmen ab 250
Mitarbeitern. Für die SVP sind
diese Richtwerte einCasus Belli:
Siewill heutedeswegendieganze
Aktienrechtsvorlage versenken,
die zahlreiche Verbesserungen
fürFirmenenthält.AliceGlauser,
die Bäuerin aus derWaadt, hatte
sich dem Parteidiktat widersetzt
– und enthielt sich der Stimme.
Nebst der SVP lehnte auch die
FDP die Richtlinien ab – aller-
dings nicht geschlossen. Christa
Markwalder,DorisFialaPhilippe
Nantermond, Giovanni Merlini
und Benoît Genecond stimmten
zu. Frauenorganisationen hatten
in den letzten Tagen um jede Ja-
Stimmegekämpft.

Gmürglänzt
mitVersen

Dabei hatte der Tag eigentlich
heiter begonnen. Die Luzerner
CVP-Nationalrätin Andrea
Gmür warb mit zehn Versen für
die Richtwerte. «Für rote Köpfe
und fast Tote sorgt einWort: die
Frauenquote. Ohne Prestige,
schlecht der Ruf, als Gott die
Quotenfrau erschuf… Doch
geht’s nichtmal umFrauenquo-
ten, vergessen Sie denKopf, den
roten. Ein Richtwert ist es, der
Geschlechter, nichts passiert, es
wird nur gerechter. Gemischte
Teams sind effizienter, agiler,
klüger, intelligenter; tun der
Wirtschaft wirklich gut, brau-
chen nicht mal sehr viel Mut.»

Claudio Zanetti (SVP/ZH)
nannte die «Quoten entwürdi-
gend und beleidigend für Frau-

en.» Natalie Rickli (SVP/ZH)
fragte, wie ein bürgerlicher Bun-
desrat solch eine Bestimmung
verabschiedenkann. Justizminis-
terin Simonetta Sommarugaver-
wies darauf, dass in den Verwal-
tungsräten der hundert grössten
SchweizerUnternehmen81Pro-
zent Männer sind. Und in den
Geschäftsleitungen 93 Prozent.
«MännerwählenMänner.Das ist
eineTatsache, das istmenschlich
odermännlich», sagte sie.

Mitte-Links verfing diese Ar-
gumentation. SP-Nationalrätin
SusanneLeuteneggerOberholzer
sprach von einem«klitzekleinen
Schritt». Und BDP-Nationalrat
Bernhard Guhl fragte leicht ent-
nervt: «Um Himmelswillen, wo
ist dasProblem?»DennSanktio-
nen sind nicht vorgesehen.

Aus taktischenGründen hat-
tedieMehrheit zuvor eineBefris-
tung der Bestimmung auf zehn
Jahre abgelehnt. Die «Sunset-
Klausel» dürfte im Ständerat
aber wieder ins Spiel kommen.

Bundesrätin Simonetta Sommaruga kämpfte für eine Frauenquote. Bild: Anthony Anex/Keystone (Bern, 14. Juni 2018)

Nationalrat nimmtKonzerne in die Pflicht
Gegenvorschlag Das Resultat
fiel überraschend deutlich aus:
Mit 121 zu 73 Stimmen sprach
sich der Nationalrat gestern für
einen Gegenvorschlag zur Kon-
zernverantwortungs-Initiative
aus. Selbst einzelne Exponenten
der SVP stimmten den neuen
Pflichten für Unternehmen zu.

Siemüssen fürdieEinhaltung
der Menschenrechte und des
Umweltschutzes auch im Aus-
land sorgen – sofern der Stände-
rat ebenfalls zustimmt und die
Initianten ihr Begehren, wie ver-
sprochen, zurückziehenwerden.

Der Gegenvorschlag war
nebst den Geschlechterrichtli-
nien der Hauptgrund, weshalb
die SVP und ein Grossteil der
FDPdasAktienrecht am liebsten
zurückgewiesen hätten. Sie be-

fürchtenNachteile für denWirt-
schaftsstandort Schweiz: «Wir
sollten endlich zurKenntnis neh-
men, dass wir in einemWettbe-
werb stehen, und zwar nicht in
einem Schönheitswettbewerb»,
sagteClaudioZanetti imNamen
der SVP-Fraktion.DieHaftungs-
bestimmungen würden Schwei-
zer Unternehmen international
angreif- underpressbarmachen.

Angstvorhässlichem
Abstimmungskampf

Die rechte Kritik verhallte.
Einerseits aus strategischen
Gründen, weil man einen emo-
tionalen Abstimmungskampf
verhindern möchte. Anderer-
seits aus inhaltlichen Gründen,
weilmandasGrundanliegen der
Volksinitiative teilt, aber eine

wirtschaftsfreundlichereLösung
bevorzugt. Der Gegenvorschlag
geht bei der Prävention und der
Haftung weniger weit. Unter-
nehmen sollen für Schaden an
Leib und Leben oder Eigentum
haften, ausser sie können nach-
weisen, dass sie Sorgfaltsmass-
nahmen getroffen haben.

Die Haftung gilt nur für
Tochterunternehmen, die auch
tatsächlich vom Konzern kont-
rolliert werden, nicht aber für
Lieferanten. Das ist ein wichti-
ger Unterschied zur Initiative.
Die Gegner des Gegenvorschla-
ges monieren eine Beweislast-
umkehr. Allerdingswird es nach
wie vor am Kläger sein, den
Schaden, widerrechtliches Ver-
halten sowie den Kausalzusam-
menhang zu belegen. Die Sorg-

faltsprüfung dient auch der Prä-
vention. Der Verwaltungsrat
muss mögliche Auswirkungen
der Geschäftstätigkeit aufMen-
schenrechte ermittelnundMass-
nahmen zur Minimierung der
Risikenumsetzenundberichten.
Zur Sorgfaltsprüfung verpflich-
tetwerdenUnternehmenmit be-
sonderen Risiken oder ab einer
bestimmten Grösse: entweder
ab 500 Mitarbeitern, einer Bi-
lanzsumme von 40 Millionen
oder einemUmsatz von 80Mil-
lionen Franken.

DerNationalrat hat entschie-
den, denGegenvorschlag ausder
Aktienrechtsrevision herauszu-
lösen. Der Ständerat wird sich
nundamit befassenund – sohofft
zumindest die FDP – den Vor-
schlagnochoptimieren. (dk/sda)


